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Stellungnahme zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan „Logistikzentrum 
Preuschwitz“ Gemeinde Doberschau-Gaußig - Vorentwurf 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 

der BUND Landesverband Sachsen e.V. hat die BUND Regionalgruppe Gesunde Zukunft e.V. autorisiert, 
die Stellungnahme für den BUND zu erarbeiten und nimmt zum Vorhaben wie folgt Stellung: 
 
Der Bund für Umwelt und Naturschutz, Landesverband Sachsen kann dem vorliegenden Entwurf nicht 
zustimmen.  
 
Nach dem Landesentwicklungsplan (LEP Z 1.4.2) ist der Flächenverbrauch für Siedlungs- und 
Verkehrsflächen zu reduzieren. Neuversiegelungen sind nur zulässig, wenn keine Alternativen (z. B. 
Nachnutzung) bestehen. Eine Bauplanung auf bisher unversiegeltem Gebiet widerspricht diesem Ziel 
direkt. Vorrang hat die Nutzung vorhandener Siedlungsflächen, insbesondere durch Nachverdichtung, 
Revitalisierung oder Umnutzung (LEP Z 3.1.1.).  
 
Inwieweit die Inanspruchnahme hochwertiger Ackerflächen durch das Alstom-Werk angesichts der 
räumlichen Nähe zwingend ist oder es für dessen Logistik Alternativen gäbe, ist in den Unterlagen nicht 
hinreichend begründet. Anzuzweifeln ist unbedingt die Notwendigkeit der Ansiedlung kleinerer 
Unternehmen auf der beplanten Fläche. Zum einen gibt es eine sichere Verfügbarkeit kleinerer, 
alternativer Flächen im Gebiet, ebenso ist der tatsächliche Bedarf im Blick auf rückläufige 
demografische Entwicklung in der Region anzuzweifeln.  
 
Die Aussagen in den ausgelegten Unterlagen zu den Eingriffsregeln nach § 1a BauGB und §§ 14 und 15 
BNatSchG sind nur vage und lassen keine Bewertung zu. So sind z.B. die Grenzen der Bebauung nicht 
eingezeichnet, der Grad der Versiegelung damit nicht ersichtlich, der Grünordnungsplan zeigt 
bestenfalls den Istzustand u.s.f.  
 
Einerseits gibt es im Textteil die Aussage, dass im Plangebiet eine Vollversiegelung erfolgen wird sowie 
ein vollständiger Verlust des betroffenen Ackerlandes eintreten wird. Ferner heißt es im Text, dass es 
nicht möglich sein wird, den Ausgleich auf der beplanten Fläche vorzunehmen. Auch ist zu lesen, dass 
es Ziel ist;.. „die Eingriffe in Natur und Landschaft durch funktionale und gestalterische 
Ausgleichsmaßnahmen zu minimieren.“ Wie dem allen in der Planung entsprochen bzw. begegnet 
werden soll, ist den ausgelegten Unterlagen allerdings nicht zu entnehmen.  

http://www.gesunde-zukunft.eu/


Einziger Hinweis auf einen praktischen Ausgleich ist die Anlage eines straßenbegleitenden 
Grünstreifens, dessen ökologische Wirkung angesichts der Beeinträchtigungen durch den 
Straßenverkehr gerade auch im Verhältnis zur Größe des Eingriffs vernachlässigbar ist. 
 
Unbestritten kann man auch in aktiven Gewerbegebieten durch vielfältige Maßnahmen ökologisch 
wertvolle Habitate entstehen lassen, allerdings muss dazu auf Seiten des Bauherrn und der Gemeinde 
die notwendige Sensibilität und das -Verantwortungsbewusstsein für die Belange des Umwelt- Klima-- 
und Naturschutzes und damit für die Erhaltung unserer Lebensgrundlagen vorhanden sein.  
 
 
Klimaschutz und Klimaanpassung 
Konflikt mit Klimaschutzgesetz (KSG) und EU-Klimaschutzverordnung 
Der massive Verlust von Grünflächen, Böden und Vegetation widerspricht den Verpflichtungen aus: 
    • Bundes-Klimaschutzgesetz (KSG), 
    • EU-Klimaschutzverordnung (VO (EU) 2018/842), 
    • EU-Bodenstrategie und Biodiversitätsstrategie 2030. 
Neue Planungen müssen laut Bundes-Klimaanpassungsgesetz (KanG) klimawandelbe-dingte Risiken 
berücksichtigen. Das Versiegeln von Boden in dieser Größenordnung geht mit einer hohen negativen 
Klimabilanz einher. Ein Ausgleich hierfür ist schlichtweg nicht möglich, in den Planungsunterlagen wird 
noch nicht einmal der Versuch unternommen. Es fehlen in der Planung grundsätzliche Betrachtungen 
zur Klimarelevanz und zum Klimaschutz und die Erstellung eines Klimawirkungsgutachtens nach § 1 
Abs. 6 Nr. 7f BauGB. Die Planung ist auch aus diesem Grund nicht genehmigungsfähig. 
 
Lokales Klima 
Die Umsetzung des Vorhabens und die damit verbundene Flächenversiegelung hätte auch eine 
dauerhafte Veränderung des lokalen Klimas zur Folge. Es ist mit einer Zunahme von 
Schadstoffimmissionen durch Bauvorhaben, Verkehr etc. zu rechnen. Die Versiegelung des Bodens 
führt außerdem zu einer erhöhten Verdunstungsrate und damit zu einer stärkeren Erwärmung und 
geringeren Luftfeuchtigkeit über den betroffenen Flächen. Auch dies hat klimatische Veränderungen 
zur Folge. Entsprechende Vermeidungs- und Minderungsmaßnahmen sind daher unbedingt 
erforderlich. Die vorliegende Planung läßt dies komplett vermissen.   
Der Versiegelungsgrad wird erheblich erhöht. Nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 f BauGB müssen jedoch 
Klimawirkungen zwingend berücksichtigt werden. Die geplante Eingriffsfläche speichert CO₂, wirkt 
temperaturregulierend und puffert Starkregen – diese Funktionen können durch externe 
Kompensationsflächen nicht real ersetzt werden. 
 
Bodenversiegelung 
Durch das Bauvorhaben würden erhebliche Flächen neu versiegelt. Die Bodenversiegelung in Sachsen 
hat eine besorgniserregende Tagesrate von derzeit 4,34 Hektar pro Tag (laut statistischem 
Landesamt). Das ab 2020 gültige Ziel der Landesregierung für die tägliche Versiegelung für Sachsen 
liegt bei höchstens 2 ha/Tag. Es muss deshalb mit hoher Priorität auf die Verminderung der 
Neuversiegelung geachtet werden bzw. bei unvermeidlicher Neuversiegelung eine geeignete 
Kompensation in Form von Entsiegelung an anderer Stelle eingeplant werden.  
 
 
Schlussfolgernd muss man feststellen, dass es im gegenwärtigen Planungsstand weder zu externen 
noch zu internen Ausgleichsmaßnahmen für den Naturhaushalt noch zu notwendigen Maßnahmen zum 
Klimaschutz konkrete Aussagen gibt. Dies aber wäre aber die zwingende Voraussetzung für eine 
Genehmigungsfähigkeit des B-Planes.   
 



Mit freundlichen Grüßen 
Gesunde Zukunft | BUND Sachsen e.V. 
RG der LK Bautzen, Görlitz, Sächsische Schweiz OE 
 
 
 
Volker Kurz 


